BELEHRUNG über die Erinnerung gegen die Entscheidung des Rechtspflegers
I. Gegen die Entscheidung eines Rechtspflegers oder die Verfügung eines Rechtspflegers über die Rückgabe der Klageschrift oder des Antrags steht die Erinnerung gegen die Entscheidung des Rechtspflegers zu.  
Die Erinnerung ist innerhalb einer Woche nach Zustellung der Entscheidung bei dem Gericht einzureichen, bei dem der Rechtspfleger die angefochtene Entscheidung getroffen hat. Wurde die Entscheidung ohne Begründung zugestellt und hat die Partei die Abfassung einer Begründung beantragt, beginnt die Frist für die Einreichung der Erinnerung mit dem Tag der Zustellung der Entscheidung nebst Begründung (Art. 39822 § 2 des Gesetzes „Zivilprozessordnung“ vom 17. November 1964 (Dz.U.2024.1568 kodifizierte Fassung), im Folgenden „ZPO“). 
Die Entscheidung des Rechtspflegers über die Gerichtskosten, die Prozesskosten und die Entscheidung über die Ablehnung der Beiordnung eines Rechtsanwalts oder Rechtsbeistands sind nebst Begründung zuzustellen. Die Erinnerung ist in diesem Fall innerhalb einer Woche nach Zustellung der Entscheidung nebst Begründung einzureichen (Art. 39823 § 11 ZPO i.V.m. Art. 394 § 2 ZPO). 
II. Eine anfechtbare Entscheidung oder Verfügung über die Rückgabe der Klageschrift begründet der Rechtspfleger nur auf Antrag einer Partei, der innerhalb einer Woche nach Zustellung der Abschrift der Entscheidung gestellt werden muss (Art. 357 § 21 Satz 1 ZPO). 
Hat der Rechtspfleger die Entscheidung von Amts wegen begründet, so entbindet die Zustellung der Entscheidung nebst Begründung die Parteien von der Verpflichtung, einen Antrag auf Begründung zu stellen. Die Abfassung einer schriftlichen Begründung der Entscheidung auf Verlangen einer anderen Partei entbindet die Partei nicht von der Verpflichtung, einen Antrag auf Zustellung der Entscheidung nebst Begründung zu stellen.
Für den Antrag auf Begründung der Entscheidung ist eine feste Gerichtsgebühr in Höhe von 100 PLN zu entrichten (Art. 25b des Gesetzes über die Gerichtskosten in Zivilsachen vom 28. Juli 2005 (Dz.U.2025.1228 kodifizierte Fassung), im Folgenden „GKG“).
Der Rechtspfleger verwirft den Antrag auf Begründung, der unzulässig, verspätet, nicht bezahlt oder mit Mängeln, die trotz Aufforderung nicht beseitigt wurden, behaftet ist (Art. 328 § 4 ZPO i.V.m. Art. 361 ZPO).
III. Der Schriftsatz, der die Erinnerung gegen die Entscheidung des Rechtspflegers enthält, ist zusammen mit Abschriften (der Erinnerung nebst Anlagen) in einer Anzahl, die der Anzahl der übrigen am Verfahren beteiligten Personen entspricht, einzureichen.
Für die Erinnerung gegen die Entscheidung des Rechtspflegers ist eine Gerichtsgebühr zu entrichten. Die Pflicht zur Zahlung dieser Gebühr obliegt der Partei, die die Erinnerung einlegt. Die Gebühr für die Erinnerung gegen die Entscheidung des Rechtspflegers wird in der Höhe der Gebühr für den Antrag auf Erlass dieser Entscheidung erhoben, jedoch nicht mehr als 100 PLN (Art. 25 Abs. 2 GKG).
Das Gericht verwirft eine Erinnerung, die verspätet, nicht bezahlt oder aus anderen Gründen unzulässig ist, sowie eine Erinnerung, deren Mängel von der einlegenden Partei nicht fristgerecht behoben wurden (Art. 39824 i.V.m. Art. 397 § 3 und i.V.m. Art. 373 § 1 ZPO).
IV. Die Abgabe eines Verfahrensschriftstücks bei einer polnischen Filiale eines Betreibers, der Postuniversaldienstleistungen auf dem Gebiet der Republik Polen erbringt, oder bei einer ausländischen Poststelle eines Betreibers, der Postuniversaldienstleistungen auf dem Gebiet eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union erbringt, steht der Einreichung bei Gericht gleich (Art. 165 § 2 ZPO). Gleiches gilt für die Abgabe eines Schreibens durch einen Soldaten beim Kommando einer Militäreinheit oder durch eine Person, der die Freiheit entzogen ist, bei der Verwaltung der Strafvollzugsanstalt sowie durch ein Besatzungsmitglied eines polnischen Seeschiffs beim Kapitän des Schiffes (Art. 165 § 3 ZPO).
V. In jeder Phase des Verfahrens kann die Partei einen Verfahrensbevollmächtigten bestellen; eine obligatorische Vertretung der Partei durch einen Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand besteht nicht (kein Anwaltszwang). Die Prozessvollmacht kann als allgemeine Vollmacht, zur Führung einzelner Rechtssachen oder für bestimmte Verfahrenshandlungen erteilt werden. 
Als Prozessbevollmächtigter kann ein Rechtsanwalt oder ein Rechtsbeistand auftreten; in Angelegenheiten des gewerblichen Rechtsschutzes auch ein Patentanwalt. Darüber hinaus können Personen, die das Vermögen oder die Interessen der Partei verwalten, sowie Personen, die in einem ständigen Auftragsverhältnis zur Partei stehen, sofern der Gegenstand des Rechtsstreits in den Bereich dieses Auftrags fällt, als Bevollmächtigte fungieren. Ebenso vertretungsbefugt sind Streitgenossen sowie die Eltern, der Ehegatte, die Geschwister oder Abkömmlinge der Partei sowie Personen, die zu der Partei in einem Adoptionsverhältnis stehen. (Art. 87 § 1 ZPO).
Bevollmächtigter einer juristischen Person oder eines Unternehmers, einschließlich solcher ohne Rechtspersönlichkeit, kann auch ein Angestellter dieser Einheit oder ihres übergeordneten Organs sein. Eine juristische Person, die auf der Grundlage gesonderter Vorschriften die Rechtsberatung eines Unternehmers, einer juristischen Person oder einer anderen Organisationseinheit erbringt, kann im Namen des Unternehmens, für das sie Rechtsdienstleistungen erbringt, einem Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand eine Prozessvollmacht erteilen, wenn sie von diesem Unternehmen dazu ermächtigt wurde (Art. 87 § 2 ZPO).
Die Vollmacht für bestimmte Verfahrenshandlungen, einschließlich der ausschließlichen Ermächtigung zur Entgegennahme von gerichtlichen Schriftstücken (Zustellungsbevollmächtigter), kann jeder natürlichen Person erteilt werden, die voll prozessfähig ist.
Der Bevollmächtigte ist verpflichtet, bei seiner ersten Prozesshandlung eine schriftliche Vollmacht mit der Unterschrift des Vollmachtgebers oder eine beglaubigte Abschrift der Vollmacht sowie andere Dokumente zum Nachweis seiner Vertretungsmacht einzureichen – alle diese Dokumente zusammen mit einer Abschrift für die Gegenpartei (Art. 89 § 1 ZPO).
VI. Alle Verfahrensschriftstücke müssen in polnischer Sprache verfasst sein. 
VII. Die Parteien und ihre Vertreter sind verpflichtet, dem Gericht jede Änderung ihres Wohnsitzes und, im Falle von Parteien, die keine natürlichen Personen sind, ihres Sitzes mitzuteilen. Eine Partei, die als Unternehmer im Zentralen Gewerberegister eingetragen ist, ist verpflichtet, dem Gericht jede Änderung der in diesem Register angegebenen Zustellungsadresse mitzuteilen.
Eine Partei, die einen Antrag auf Zustellung an ein bestimmtes Postfach gestellt hat, ist verpflichtet, dem Gericht jede Änderung dieser Anschrift mitzuteilen.
Im Falle der Verletzung der oben genannten Pflichten wird das gerichtliche Schriftstück mit der Wirkung einer Zustellung in den Gerichtsakten belassen, es sei denn, die neue Anschrift ist dem Gericht bekannt (Art. 136 § 2 ZPO). 
VIII. Bei Abgabe eines Schriftsatzes beim Gericht ist die in diesem Schreiben angegebene Aktenzeichen anzugeben.
